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tief besorgt über die gefährliche Situation, die infolge von
Maßnahmen seitens der illegalen bewaffneten israelischen
Siedler in dem besetzten Gebiet entstanden ist,

Kenntnis nehmend von den einschlägigen Berichten des
Generalsekretärs79,

1. erklärt erneut, dass die israelischen Siedlungen in
dem palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems
und in dem besetzten syrischen Golan unrechtmäßig sind und
ein Hindernis für den Frieden und die wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung darstellen;

2. fordert Israel auf, die De-jure-Anwendbarkeit des
Genfer Abkommens vom 12. August 1949 zum Schutze von
Zivilpersonen in Kriegszeiten71 auf das besetzte palästinensi-
sche Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und den besetzten
syrischen Golan zu akzeptieren und sich genauestens an die
Bestimmungen des Abkommens, insbesondere des Arti-
kels 49, zu halten;

3. verlangt abermals die vollständige Einstellung der
gesamten israelischen Siedlungstätigkeit in dem besetzten pa-
lästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und in
dem besetzten syrischen Golan und fordert die vollinhaltliche
Durchführung der einschlägigen Resolutionen des Sicher-
heitsrats;

4. verlangt, dass die Besatzungsmacht Israel ihre in
dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli
200474 genannten rechtlichen Verpflichtungen erfüllt;

5. unterstreicht die Notwendigkeit der vollinhaltlichen
Durchführung der Resolution 904 (1994) des Sicherheitsrats,
in der der Rat unter anderem die Besatzungsmacht Israel auf-
forderte, auch weiterhin Maßnahmen zu beschließen und
durchzuführen, so unter anderem auch die Beschlagnahme
von Waffen, mit dem Ziel, rechtswidrige Gewalthandlungen
seitens israelischer Siedler zu verhindern, und in der er forder-
te, dass Maßnahmen ergriffen werden, um die Sicherheit und
den Schutz der palästinensischen Zivilpersonen in dem be-
setzten Gebiet zu gewährleisten;

6. wiederholt ihre Aufforderung, alle Gewalthandlun-
gen seitens israelischer Siedler, vor allem gegen palästinensi-
sche Zivilpersonen und palästinensisches Eigentum, zu ver-
hindern, insbesondere im Lichte der jüngsten Entwicklungen;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer sechzigsten Tagung über die Durchführung die-
ser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 59/124
Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 10. Dezember 2004, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 149 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 22 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/471, Ziffer 27)80:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bolivien, Bosnien und Herze-
gowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Bu-

rundi, Chile, China, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutsch-
land, Dominica, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien,
Ghana, Griechenland, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordani-
en, Kambodscha, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komo-
ren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho,
Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretani-
en, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal,
Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Pa-
nama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Samoa, San Marino, São
Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowe-
nien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschi-
kistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Repu-
blik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern. 

Dagegen: Australien, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Nauru, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Äquatorialguinea, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Domi-
nikanische Republik, El Salvador, Grenada, Guatemala, Haiti, Honduras, Island,
Kamerun, Kanada, Kenia, Nicaragua, Papua-Neuguinea, Salomonen, Tonga,
Tuvalu, Uganda, Usbekistan, Vanuatu. 

59/124. Israelische Praktiken, die die Menschenrechte
des palästinensischen Volkes in dem besetzten pa-
lästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusa-
lems beeinträchtigen

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, na-

mentlich die Resolution 58/292 vom 6. Mai 2004, sowie die
auf ihrer zehnten Notstandssondertagung verabschiedeten Re-
solutionen,

sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen
der Menschenrechtskommission,

eingedenk der einschlägigen Resolutionen des Sicher-
heitsrats,

nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses zur
Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte
des palästinensischen Volkes und anderer Araber der besetz-
ten Gebiete beeinträchtigen81, sowie des Berichts des Gene-
ralsekretärs82,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der von der Men-
schenrechtskommission eingesetzten Untersuchungskommis-
sion für Menschenrechte83 und von den jüngsten Berichten

79 A/59/338, A/59/339, A/59/343, A/59/344, A/59/345 und A/59/381.

80 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bru-
nei Darussalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Malaysia, Mali, Marokko, Namibia,
Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Südafrika, Sudan, Tunesien,
Vereinigte Arabische Emirate und Palästina.
81 Siehe A/59/381.
82 A/59/345.
83 E/CN.4/2001/121.
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des Sonderberichterstatters der Menschenrechtskommission
über die Menschenrechtssituation in den seit 1967 von Israel
besetzten palästinensischen Gebieten84,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs vom 9. Juli 200485 sowie unter Hinweis auf die Re-
solution ES-10/15 der Generalversammlung vom 20. Juli
2004,

insbesondere Kenntnis nehmend von der Antwort des Ge-
richtshofs, namentlich von seiner Feststellung, dass der Bau
der Mauer durch die Besatzungsmacht Israel in dem besetzten
palästinensischen Gebiet, einschließlich in Ost-Jerusalem und
seiner Umgebung, sowie die mit der Mauer verbundenen Vor-
kehrungen gegen das Völkerrecht verstoßen,

unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bürgerli-
che und politische Rechte86, den Internationalen Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte86 und das Über-
einkommen über die Rechte des Kindes87und erklärend, dass
diese Menschenrechtsübereinkünfte in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems geachtet
werden müssen,

im Bewusstsein der Verantwortung der internationalen
Gemeinschaft für die Förderung der Menschenrechte und die
Gewährleistung der Achtung des Völkerrechts und diesbe-
züglich an ihre Resolution 2625 (XXV) vom 24. Oktober
1970 erinnernd,

in Bekräftigung des Grundsatzes der Unzulässigkeit des
gewaltsamen Gebietserwerbs,

erneut erklärend, dass das Genfer Abkommen vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegs-
zeiten88 auf das besetzte palästinensische Gebiet einschließ-
lich Ost-Jerusalems und andere seit 1967 von Israel besetzte
arabische Gebiete Anwendung findet,

in Bekräftigung der Verpflichtungen, die den Vertrags-
staaten des Vierten Genfer Abkommens88 nach den Arti-
keln 146, 147 und 148 im Hinblick auf Strafbestimmungen,
schwere Verletzungen und die Verantwortlichkeiten der Ho-
hen Vertragsparteien obliegen,

erneut erklärend, dass alle Staaten das Recht und die
Pflicht haben, im Einklang mit dem Völkerrecht und dem hu-
manitären Völkerrecht Maßnahmen zu ergreifen, um tödli-
chen, gegen ihre Zivilbevölkerung gerichteten Gewalttaten
entgegenzuwirken, um das Leben ihrer Bürger zu schützen,

betonend, dass die im Rahmen des Nahost-Friedenspro-
zesses geschlossenen israelisch-palästinensischen Überein-
künfte vollständig eingehalten werden müssen und dass der
"Fahrplan" des Quartetts für eine dauerhafte Zwei-Staaten-

Lösung des israelisch-palästinensischen Konflikts89 umge-
setzt werden muss,

besorgt über die anhaltende systematische Verletzung der
Menschenrechte des palästinensischen Volkes durch die Be-
satzungsmacht Israel, insbesondere durch übermäßige Ge-
waltanwendung, die Anwendung der kollektiven Bestrafung,
die Wiederbesetzung und Abriegelung von Gebieten, die Be-
schlagnahme von Land, die Errichtung und den Ausbau von
Siedlungen, den Bau der Mauer innerhalb des besetzten palä-
stinensischen Gebiets, deren Verlauf von der Waffenstill-
standslinie von 1949 abweicht, die Zerstörung von Sachwer-
ten sowie alle anderen Maßnahmen, die Israel zur Änderung
des Rechtsstatus, der geografischen Beschaffenheit und der
demografischen Zusammensetzung des besetzten palästinen-
sischen Gebiets einschließlich Ost-Jerusalems ergreift,

ernsthaft besorgt über die seit dem 28. September 2000
durchgeführten Militäraktionen, die Tausende von Toten un-
ter der palästinensischen Zivilbevölkerung, darunter Hunder-
te von Kindern, sowie Zehntausende von Verletzten gefordert
haben,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die von den
israelischen Besatzungstruppen verursachten umfangreichen
Zerstörungen, namentlich die Zerstörung von religiösen, kul-
turellen und historischen Stätten, von lebenswichtigen Infra-
strukturen und Institutionen der Palästinensischen Behörde
sowie von Agrarland in sämtlichen palästinensischen Städten,
Dörfern und Flüchtlingslagern,

sowie mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die is-
raelische Politik der Abriegelung und die gravierenden Ein-
schränkungen der Bewegungsfreiheit, einschließlich Aus-
gangssperren, die im gesamten besetzten palästinensischen
Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems nach wie vor über Per-
sonen und Güter, namentlich medizinisches und humanitäres
Personal sowie die entsprechenden Hilfsgüter, verhängt wer-
den, und über die sich daraus ergebenden nachteiligen Aus-
wirkungen auf die sozioökonomische Lage des palästinensi-
schen Volkes, die zu einer katastrophalen humanitären Krise
geführt haben,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass Tausende
von Palästinensern nach wie vor unter harten Bedingungen,
die ihr Wohlergehen beeinträchtigen, in israelischen Gefäng-
nissen oder Internierungszentren einsitzen, sowie mit dem
Ausdruck ihrer Besorgnis über die Misshandlung und Drang-
salierung palästinensischer Häftlinge und alle Berichte über
Folter,

davon überzeugt, dass eine internationale Präsenz erfor-
derlich ist, um die Lage zu überwachen, zur Beendigung der
Gewalt und zum Schutz der palästinensischen Zivilbevölke-
rung beizutragen und den Parteien dabei behilflich zu sein, die
erzielten Übereinkünfte durchzuführen, und in dieser Hinsicht
an den positiven Beitrag der Vorübergehenden internationa-
len Präsenz in Hebron erinnernd,

84 Siehe E/CN.4/2004/6 und Add.1 und A/59/256.
85 Siehe A/ES-10/273 und Corr.1.
86 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage.
87 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531.
88 Ebd., Vol. 75, Nr. 973. 89 S/2003/529, Anlage.
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hervorhebend, dass alle einschlägigen Resolutionen des
Sicherheitsrats in vollem Umfang durchgeführt werden müs-
sen,

1. erklärt erneut, dass alle Maßnahmen, welche die Be-
satzungsmacht Israel in dem besetzten palästinensischen Ge-
biet einschließlich Ost-Jerusalems unter Verstoß gegen die
einschlägigen Bestimmungen des Genfer Abkommens vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegs-
zeiten88 und unter Zuwiderhandlung gegen die einschlägigen
Resolutionen des Sicherheitsrats ergriffen hat, unrechtmäßig
sind und keine Gültigkeit besitzen;

2. verlangt, dass die Besatzungsmacht Israel die Be-
stimmungen des Vierten Genfer Abkommens von 194988

vollständig einhält und unverzüglich alle gegen das Abkom-
men verstoßenden Maßnahmen, einschließlich außergericht-
licher Hinrichtungen, beendet;

3. verurteilt alle Gewalthandlungen, einschließlich al-
ler Akte des Terrors, der Provokation, der Aufwiegelung und
der Zerstörung, insbesondere die Anwendung übermäßiger
Gewalt durch die israelischen Besatzungstruppen gegen palä-
stinensische Zivilpersonen, die viele Tote und eine große Zahl
von Verletzten gefordert und zu massiven Zerstörungen von
Häusern, Eigentum, Agrarland und lebenswichtiger Infra-
struktur geführt haben;

4. bekundet ihre ernsthafte Besorgnis über die Praxis
der Selbstmordbombenanschläge gegen israelische Zivilper-
sonen, die zahlreiche Tote und Verletzte gefordert haben;

5. verurteilt die Ereignisse in dem Flüchtlingslager
Dschenin im April 2002, bei denen zahlreiche zivile Bewoh-
ner ums Leben kamen, verletzt wurden und Zerstörung und
Vertreibung in großem Umfang ausgesetzt waren;

6. verurteilt außerdem die Tötung palästinensischer Zi-
vilpersonen und die umfangreichen Zerstörungen von Häu-
sern durch die Besatzungsmacht Israel in dem Flüchtlingsla-
ger Rafah im Mai 2004 und in dem Flüchtlingslager Dschaba-
lija im Oktober 2004;

7. verlangt, dass die Besatzungsmacht Israel alle Prak-
tiken und Handlungen unterlässt, die die Menschenrechte des
palästinensischen Volkes verletzen, dass sie das Recht der
Menschenrechte achtet und den sich daraus ergebenden Ver-
pflichtungen nachkommt;

8. verlangt außerdem, dass die Besatzungsmacht Israel
ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen entsprechend dem
Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli
200485 und den Forderungen in der Resolution ES-10/15 und
der Resolution ES-10/13 vom 21. Oktober 2003 nachkommt
und dass sie den Bau der Mauer in dem besetzten palästinen-
sischen Gebiet, einschließlich in Ost-Jerusalem und seiner
Umgebung, einstellt, die dort bereits errichteten Mauerab-
schnitte umgehend abbaut, alle damit zusammenhängenden
Gesetze und Verordnungen widerruft oder für unwirksam er-
klärt und für alle durch den Bau der Mauer verursachten Schä-
den Ersatz leistet;

9. unterstreicht die Notwendigkeit, die territoriale Un-
versehrtheit des gesamten besetzten palästinensischen Ge-

biets zu erhalten und die Bewegungsfreiheit von Personen
und Gütern in dem palästinensischen Gebiet, namentlich die
Aufhebung der Beschränkungen für die Einreise nach und die
Ausreise aus Ost-Jerusalem, und die Bewegungsfreiheit im
Verkehr mit den übrigen Teilen der Welt zu gewährleisten;

10. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer sechzigsten Tagung über die Durchführung die-
ser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 59/125

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 10. Dezember 2004, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 160 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 15 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/471, Ziffer 27)90:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso,
Burundi, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Deutschland, Dominica, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich,
Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Is-
land, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kap
Verde, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien,
Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Liba-
non, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
dagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland,
Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Pana-
ma, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Samoa,
San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Se-
negal, Serbien und Montenegro, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singa-
pur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabi-
sche Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Toba-
go, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vietnam, Zypern. 

Dagegen: Israel, Palau.
Enthaltungen: Albanien, Äquatorialguinea, Côte d'Ivoire, Dominikanische

Republik, Grenada, Haiti, Kamerun, Kenia, Marshallinseln, Mikronesien (Föde-
rierte Staaten von), Nauru, Tonga, Tuvalu, Vanuatu, Vereinigte Staaten von
Amerika. 

59/125. Der besetzte syrische Golan

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses zur
Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte

90 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bru-
nei Darussalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Malaysia, Marokko, Namibia, Oman,
Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische
Republik, Tunesien, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Ara-
bische Emirate und Palästina.




